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§21
Richterliche Entscheidung

(1) Wird eine Person aufgrund von §15 Abs. 2 Satz 3, § 18 
Abs. 3 oder § 20 festgehalten, hat die Polizei unverzüglich 
eine richterliche Entscheidung über Zulässigkeit und Fort­
dauer der Freiheitsentziehung herbeizuführen. Der Herbei­
führung der richterlichen Entscheidung bedarf es nicht, wenn 
anzunehmen ist, daß die Entscheidung des Richters erst nach 
Wegfall des Grundes der polizeilichen Maßnahmen ergehen 
würde.

(2) Die Entscheidung nach Absatz 1 trifft das Kreisgericht, 
in dessen Zuständigkeitsbereich die Person festgehalten wird. 
Das Verfahren richtet sich nach den Vorschriften des Gesetzes 
über das gerichtliche Verfahren bei Freiheitsentziehung.

§22
Behandlung festgehaltener Personen

(1) Wird eine Person aufgrund von § 15 Abs. 2 Satz 3, § 18 
Abs. 3 oder § 20 festgehalten, ist ihr unverzüglich der Grund 
bekanntzugeben.

(2) Der festgehaltenen Person ist unverzüglich Gelegen­
heit zu geben, einen Angehörigen oder eine Person des Ver­
trauens zu benachrichtigen, soweit dadurch der Zweck der 
Freiheitsentziehung nicht gefährdet wird. Unberührt bleibt 
die Benachrichtigungspflicht bei einer richterlichen Freiheits­
entziehung. Die Polizei soll die Benachrichtigung überneh­
men, wenn die festgehaltene Person nicht in der Lage ist, 
von. dem Recht nach Satz 1 Gebrauch zu machen und die Be­
nachrichtigung ihrem mutmaßlichen Willen nicht wider­
spricht. Ist die festgehaltene Person minderjährig, entmün­
digt oder unter vorläufige Vormundschaft gestellt, so ist in 
jedem Fall unverzüglich derjenige zu benachrichtigen, dem 
die Sorge für die Person obliegt.

(3) Die festgehaltene Person soll gesondert, insbesondere 
ohne ihre Einwilligung nicht in demselben Raum mit Straf­
oder Untersuchungsgefangenen untergebracht werden. Män­
ner und Frauen sollen getrennt untergebracht werden. Frauen 
sind von Männern getrennt in Gewahrsamsräumen unterzu- 
bringen. Der festgehaltenen Person dürfen nur solche Be­
schränkungen auferlegt werden, die der Zweck der Freiheits­
entziehung oder die Ordnung im Gewahrsam erfordert.

(4) Sind medizinische Behandlungen erkennbar erforder­
lich oder benötigt der Betroffene Medikamente, sind unver­
züglich Maßnahmen einzuleiten, die auch die ärztliche Be­
gutachtung der Gewahrsamsfähigkeit umfassen.

§23
Dauer der Freiheitsentziehung

(1) Die festgehaltene Person ist zu entlassen,
1. sobald der Grund für die Maßnahme der Polizei weg­

gefallen ist;
2. wenn die Fortdauer der Freiheitsentziehung durch rich­

terliche Entscheidung für unzulässig erklärt wird;
3. in jedem Fall spätestens bis zum Ende des Tages nach 

dem Ergreifen, wenn nicht vorher die Fortdauer der 
Freiheitsentziehung aufgrund eines anderen Gesetzes 
durch richterliche Entscheidung angeordnet ist.

(2) Eine Freiheitsentziehung zum Zwecke der Feststellung 
der Identität darf die Dauer von insgesamt zwölf Stunden 
nicht überschreiten.

§24
Durchsuchung von Personen

(1) Die Polizei kann außer in den Fällen des § 15 Abs. 2 
Satz 4 eine Person durchsuchen, wenn

1. sie nach diesem Gesetz oder anderen Rechtsvorschriften 
festgehalten werden kann,

2. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß sie Sachen 
mit sich führt, die sichergestellt werden dürfen,

3. sie sich erkennbar in einem die freie Willensbestimmun­
gen ausschließenden Zustand oder sonst in hilfloser Lage 
befindet,

4. sie sich an einem der in § 15 Abs. 1 Ziffer 2 genannten 
Orte aufhält und Tatsachen die Annahme eines unmit­
telbaren Zusammenhangs rechtfertigen oder

5. sie sich in einem Objekt im Sinne des § 15 Abs. 1 Ziff. 3 
oder in dessen unmittelbarer Nähe aufhält und Tatsachen 
die Annahme rechtfertigen, daß in oder an Objekten 
dieser Art Straftaten begangen werden sollen.

(2) Die Polizei kann eine Person, deren Identität nach die­
sem Gesetz oder anderen Rechtsvorschriften festgestellt wer­
den soll, nach Waffen, anderen gefährlichen Werkzeugen 
oder Explosivmitteln durchsuchen, wenn dies nach den Um­
ständen zum Schutz des Polizeiangehörigen oder eines Drit­
ten gegen eine Gefahr für Leib und Leben erforderlich ist. 
Dasselbe gilt, wenn eine Person nach anderen Rechtsvor­
schriften vorgeführt oder zur Durchführung einer Maßnahme 
an einen anderen Ort gebracht werden soll.

§25
Verfahren bei der Durchsuchung von Personen

(1) Personen dürfen nur von Personen gleichen Geschlechts 
oder Ärzten durchsucht werden; dies gilt nicht, wenn die 
sofortige Durchsuchung zum Schutz gegen eine Gefahr für 
Leib und Leben erforderlich ist.

(2) Die Durchsuchung von Personen erfolgt durch Abtasten 
des bekleideten Körpers, das Kontrollieren der Bekleidung 
auf manuelle Weise oder durch die Verwendung dafür vor­
gesehener technischer Hilfsmittel.

(3) Eine Durchsuchung kann unterbleiben, wenn der Be­
troffene die gesuchten Sachen freiwillig herausgibt.

§26
Durchsuchung von Sachen

(1) Die Polizei kann außer in Fällen des § 15 Abs. 2 Satz 4 
eine Sache durchsuchen, wenn
1. sie von einer Person mitgeführt wird, die nach § 24 durch­

sucht werden darf;
2. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß sich in ihr 

eine Person befindet, die
a) in Gewahrsam genommen werden darf,
b) widerrechtlich festgehalten wird oder
c) hilflos ist;

3. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß sich in ihr 
eine andere Sache befindet, die sichergestellt werden 
darf;

4. sie sich an einem der in § 15 Abs. 1 Ziff. 2 genannten 
Orte befindet und Tatsachen die Annahme eines unmit­
telbaren Zusammenhangs rechtfertigen oder

5. sie sich in einem Objekt im Sinne des § 15 Abs. 1 Ziff. 3 
oder in dessen unmittelbarer Nähe befindet und Tatsa­
chen die Annahme rechtfertigen, daß Straftaten in oder 
an Objekten dieser Art begangen werden sollen;

6. es sich um ein Land-, Wasser- oder Luftfahrzeug handelt, 
in dem sich eine Person befindet, deren Identität nach 
§ 15 Abs. 1 Ziff. 4 festgestellt werden darf; die Durchsu­
chung kann sich auch auf die in dem Fahrzeug enthalte­
nen Sachen erstrecken.

(2) Bei Durchsuchung von Sachen hat der Inhaber der tat­
sächlichen Gewalt das Recht, anwesend zu sein. Ist er abwe­
send, so sollen sein Vertreter oder ein anderer Zeuge hinzu­
gezogen werden. Dem Inhaber der tatsächlichen Gewalt ist 
auf Verlangen eine Bescheinigung über die Durchsuchung 
und ihren Grund zu erteilen.


